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Vorwort der Herausgeber

Die sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen haben sich verändert. Die Bundes-
regierung hat dies Mitte 2016 zum Anlass genommen, den bewaff neten Konfl ikt 
um Territorium auch für das Staatsgebiet der Bundesrepublik Deutschland nicht 
mehr auszuschließen. Damit kehrt auch die vielfach längst vergessene Debatte um 
die Aufrechterhaltung einer adäquaten Gesundheitsversorgung der Bürgerinnen und 
Bürger in einem bewaff neten Konfl ikt wieder mehr ins Bewusstsein.

Anders als in den früheren Zeiten des Ost-West-Gegensatzes sind die Erforder-
nisse der Landes- und Bündnisverteidigung aber nicht der einzige sicherheitspoliti-
sche Rahmen. Erstmals tritt die Bewältigung von großen Gesundheitslagen in Form 
einer Epidemie oder gar Pandemie in den Kreis der wichtigen sicherheitspolitischen 
Herausforderungen.

Genau in diesem Kontext treten die Begriff e Gesundheit und Sicherheit zur 
Gesundheitssicherheit zusammen und bilden ein globales Gesicht. Die damit ver-
bundenen Herausforderungen sind deswegen aber keinesfalls nur auf inter- oder su-
pranationaler Ebene zu lösen. Vielmehr ist ein föderal durchgängiges und möglichst 
harmonisiertes System aufzubauen oder in seinen bestehenden Kernelementen zu 
stärken und zu verbinden, so dass es auf die beiden wesentlichen sicherheitspoliti-
schen Herausforderungen eine Antwort hat.

Es geht also darum, einen Plan zu entwickeln, der die Erfordernisse der Auf-
rechterhaltung einer adäquaten Gesundheitsversorgung der Bevölkerung im Falle 
einer Krise oder Katastrophe, deren Größte ein bewaff neter Konfl ikt wäre, mit den 
Entwicklungen eines friedensmäßigen Gesundheitssystems zu verknüpfen.

Dieser Gedanke triff t auf eine pluralistische Gesellschaft mit einer hohen Bin-
nendiff erenzierung. „Weniger, älter, bunter“ lautet eine Formulierung, die dem frü-
heren Bremer Bürgermeister Henning Scherf zugeschrieben wird. Daraus ergeben 
sich diff erenzierte Versorgungsbedarfe und verschiedenartige Vulnerabilitäten. So-
zialraumnahe Versorgungsansätze sind dabei vorrangig, die es den Menschen mög-
lichst lange ermöglichen, in ihrer angestammten Häuslichkeit zu bleiben. Diese 
Versorgung ist aber auf das jederzeitige Funktionieren einer unterstützenden Infra-
struktur angewiesen, ganz gleich, ob es sich um Personal, Material oder Informati-
onstechnologie handelt.

Darüber hinaus wird Gesundheit in modernen Gesellschaften heute sehr weit 
gefasst. Gesundheit ist damit nicht nur die Abwesenheit von Krankheit, sondern 
hat sehr umfassend das Wohlbefi nden der Menschen im Blick. Daraus ergeben sich 
wiederum Ansprüche an die Gesundheitsversorgung, die im Falle einer Krise oder 
Katastrophe unter Umständen nicht aufrecht zu erhalten sein könnten. Es braucht 
also auch eine Strategie, wie dies den Menschen zu vermitteln ist.

Ein weiterer wesentlicher Aspekt für die heutige Gewährleistung von Gesund-
heitssicherheit ist der Entwicklungspfad hin zu immer mehr Koproduktion im Be-
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reich der gesundheitlichen Daseinsvorsorge im Zusammenspiel von öff entlicher 
Hand, Privatwirtschaft und Zivilgesellschaft. Es darf nicht unerwähnt bleiben, dass 
Koproduktionen tendenziell die Vulnerabilität gegenüber externen Störungen sogar 
erhöhen, da ein solches Konstrukt langfristig stabile und verlässliche Rahmenbe-
dingungen erfordert, die gerade im Falle von Krisen und Katastrophen oft aber nicht 
mehr vorliegen. Dies muss in der Diskussion um die Aufrechterhaltung der Gesund-
heitsversorgung der Bürgerinnen und Bürger in allen denkbaren Lagen maßgeblich 
Berücksichtigung fi nden.

Dass wir die Gesundheitssicherheit nicht nur in den eigenen Händen haben, 
hat die Ebola-Krise und die damit verbundene Diskussion um die Reaktionsfähig-
keit im nationalen und europäischen Rahmen eindrucksvoll belegt. Es ist zwar fast 
schon eine Plattitüde, aber dennoch von hoher Relevanz für eine umfassend ver-
standene Gesundheitssicherheitspolitik, dass die Mobilität von Erregern in der glo-
balisierten Welt stetig zunimmt und die Berichterstattung über ein entsprechendes 
Auftreten von Krankheiten in Echtzeit auch weit außerhalb der betroff enen Regio-
nen politischen Handlungsdruck erzeugt.

Die Gewährleistung der inneren und äußeren Sicherheit als staatlicher Kernauf-
gabe, das Bekenntnis zum Prinzip der vernetzten Sicherheit und die Sicherstellung 
einer guten Gesundheitsversorgung für Jedermann – dabei handelt es sich keines-
wegs nur um die Aufzählung von wichtigen Positionsbestimmungen in den Koaliti-
onsvereinbarungen von Regierungen. Es sind vielmehr auch drei der wesentlichen 
Aussagen des vorgelegten Sammelbandes.

Ebenso könnte man fragen: Welche Bedeutung haben Bund, Länder und Kom-
munen für die Gewährleistung von Gesundheitssicherheit? Diese Frage stand z. B. 
im Mittelpunkt eines Vortrages von Ina Scharrenbach, der Ministerin für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nordrhein-Westfalen, beim 
Münsteraner Rotkreuz-Gespräch im vergangenen Jahr. Nach Ansicht der Ministe-
rin sind die anerkannten Hilfsorganisationen und insbesondere das Rote Kreuz ein 
wesentlicher Partner für den gesundheitlichen Bevölkerungsschutz. Ausdrücklich 
stellte sie in diesem Zusammenhang klar, dass Abwehrfähigkeit und Resilienz „nur 
mit Ehrenamt gehen“. Ein reines Abstützen auf hauptamtliche Strukturen schlage 
im gesundheitlichen Bevölkerungsschutz fehl.

Wenn man für einen Augenblick in Nordrhein-Westfalen bleibt, so ist festzu-
stellen, dass der dortige Landtag mit der Verabschiedung des Rettungsgesetzes als 
auch des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophen-
schutz wichtige Akzente für einen modernen gesundheitlichen Bevölkerungsschutz 
mit einem starken Ehrenamt gesetzt hat. Die erfolgte Ausrichtung der Gesetzge-
bung auf die Bereichsausnahme für den Rettungsdienst ist ebenfalls Teil dieses Po-
litikansatzes – Gewährleistung der inneren Sicherheit als staatlicher Kernaufgabe, 
Bekenntnis zum Prinzip der vernetzten Sicherheit und Sicherstellung einer guten 
Gesundheitsversorgung für Jedermann. Andere Länder haben sich hier ebenfalls 
auf den Weg gemacht.
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Im Mittelpunkt der weiteren politischen Diskussion verbleibt indes die Frage 
nach der richtigen Gewichtung von Kompetenzen und Fähigkeiten der Kommu-
nen einerseits und von Bund und Ländern andererseits in einem künftigen System 
des gesundheitlichen Bevölkerungsschutzes. Es geht an dieser Stelle weiterhin um 
nichts anderes als um die Aufl ösung des Spannungsfeldes zwischen der ureigenen 
Verantwortung der Kommunen für den Brandschutz und die technische Hilfeleis-
tung („Gott zur Ehr, dem Nächsten zur Wehr“) und der Konturierung eines um-
fassenden (gesundheitlichen) Bevölkerungsschutzregimes unter Einbeziehung aller 
Kompetenzen und Fähigkeiten zur Gefahrenabwehr. Die Aufl ösung dieses Span-
nungsfeldes wird weiter Gegenstand der Gesetzgebung sowohl des Bundes wie 
auch der Länder sein müssen. Den Ländern kommt dabei auch über den Bundesrat 
eine wichtige Initiativfunktion zu, die diese aktiv nutzen sollten.

Die Bereichsausnahme für den Rettungsdienst, die in einem langen und von 
Widerständen geprägten Verfahren erreicht werden konnte, hat dem Bund und den 
Ländern die Möglichkeit eröff net, den Kommunen wie den anerkannten Hilfsorga-
nisationen ein Stück Unabhängigkeit zurückzugeben, die diese benötigen, um ihren 
Pfl ichten in der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr im Alltag, in der Katastrophe 
und auch im bewaff neten Konfl ikt zu erfüllen. Insoweit klar muss aber auch sein: 
Die Bereichsausnahme hat diese Tür nur geöff net. Durchgehen müssen die Verant-
wortlichen jetzt selbst.

Herdecke/Teltow, im August 2018 Sascha Rolf Lüder/Björn Stahlhut
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